
Die Immobilie – eine sinnvolle Investition!? 
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Vorstellung Unternehmensgruppe

Mit unserer umfassenden Beratung in den Bereichen Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung, Rechts-

und Unternehmensberatung betreuen wir sowohl Einzelkaufleute und mittelständische 

Unternehmen als auch börsennotierte Gesellschaften. 

Wir sind international tätig und bieten professionelle Beratung auch bei grenz-überschreitenden 

Fragestellungen. Die hohe fachliche Qualifizierung des btu 

beraterpartner Teams sichert Ihnen Qualität und Erfolg. 



unser Qualitätsversprechen
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unsere Branchenerfahrung

Finanzdienstleistungen

• Investmentfonds

• Finanzdienstleister

• Privat-Equity-Funds

Real Estate Service

• Immobilienfonds

• Privat-Equity-Gesellschaften

• Nationale und internationale 

Investoren

Gesundheitswesen

• Medizintechnik & Zahnlabore

• Apotheker & Sanitätshäuser

• Ärzte & OP-Zentren

• Ernährungsberater Vereine / Stiftungen

Dienstleistung

• Gastronomie & Hotellerie

• Beratungsunternehmen

• Ingenieurgesellschaften

• Sicherheitsdienstleister

• Handelsvertreter &  Vermittler

• Eventveranstalter

Handel

• Kraftfahrzeughandel

• Baumaschinenhandel

• Lebensmittelgroßhandel

• Schuhhandel

• Kälte- & Wärmesystem-Handel

• Verlage

Produzierendes Gewerbe

• Automobilzulieferer

• Bauindustrie

• Oberflächen-Veredelung

• Kälte- & Wärmesysteme



Ziele privater Immobilieninvestitionen:

• Immobilien gelten als krisensichere Anlageform und 

werden häufig mit dem Begriff „Betongold“ belegt

• Schaffung eines passiven Einkommens

• Wertsteigerung

• Gerade in Zeiten, in denen Sparkonten durch Niedrigzinsen unattraktiv geworden sind, sind viele 

Anleger auf der Suche nach gewinnbringenden Möglichkeiten

• Große Investition mit wenig Eigenkapital, 

bei niedrigen Fremdfinanzierungkosten

• Laut Umfrage des Spiegel würden 84% der Deutschen lieber in eigener Immobilie Wohnen. Nur 

etwa jeder Zweite wohnt hierzulande in der eigenen Wohnung oder im eigenen Haus.
Quelle: https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/immobilien-84-prozent-der-deutschen-wollen-ein-eigenheim-a-

1223288.html
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https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/immobilien-84-prozent-der-deutschen-wollen-ein-eigenheim-a-1223288.html
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Wohneigentumsquote*

2011      2018

Spanien 86 78

Italien 80 77

Irland 75 70

Großbritannien 70 63

USA 67 64

Finnland 58 58

Österreich 57 56

Frankreich 56        58 

Schweden 56 62

Niederlande 54 60

Deutschland 44 45

Schweiz 36 37

*in Prozent der Bevölkerung

Quelle: https://newsroom.schwaebisch-

hall.de/themendossiers/stichwort-

wohneigentumsquote-in-deutschland/

https://newsroom.schwaebisch-hall.de/themendossiers/stichwort-wohneigentumsquote-in-deutschland/
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I. Kauf und Verkauf
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I. Kauf / Verkauf

Nachfolgende Nebenkosten fallen beim Immobilienkauf an:

Grunderwerbsteuer 3,50% bis zu 6,50%

Notargebühren, Grundbucheintrag, ggf. 

Grundschuldeintrag ca. 2,00%

evtl. Maklerkosten 3,57% bis zu 7,14%

 Gesamte Nebenkosten bis zu 15%



Übersicht der Grunderwerbsteuersätze in Hessen:

• Bis zum Jahre 2005 war die Grunderwerbsteuer bundesweit 

einheitlich festgesetzt

• Seit 2006 wurde die Entscheidungshoheit über die Grunderwerbsteuer auf die Bundesländer 

übertragen

Entwicklung der Grunderwerbsteuer in Hessen:
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I. Kauf / Verkauf
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Grunderwerbsteuersätze in Deutschland (Stand 2020)
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I. Kauf / Verkauf
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Die Bundesländer haben 2019 16 Milliarden Euro Grunderwerbsteuer erhoben!



Kauf / Verkauf von Immobilien - Grunderwerbsteuer

• Bei Kauf eines unbebauten Grundstücks unterliegt der Kaufpreis des Grundstücks der 

Grunderwerbsteuer

• Bei Kauf eines bebauten Grundstücks unterliegt der Kaufpreis des Grundstücks und des 

Gebäudes der Grunderwerbsteuer

• Einbauten (Einbauküche, Möbel, etc.) unterliegen nicht der Grunderwerbsteuer

• Bei Kauf eines unbebauten Grundstücks mit gleichzeitigem Abschluss eines 

Bauträgervertrages unterliegt der Gesamtpreis der Grunderwerbsteuer
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I. Kauf / Verkauf



II. Finanzierung / Sicherheiten



Fremdfinanzierung einfach möglich

15

• Gewährung von Sicherheiten durch Eintragung von Grundpfandrechten im Grundbuch

• Historisch niedrige Zinsen

II. Finanzierung / Sicherheiten

Quelle: https://www.check24.de/baufinanzierung/zinsen/#zins-chart

Zinsentwicklung (Sollzinsbindung 10 Jahre)

https://www.check24.de/baufinanzierung/zinsen/#zins-chart
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• Achtung: Zinsfalle bei Immobilien

 Niedrige Zinsen führen zu hohen Kaufpreisen und damit zu hohem Finanzierungsanteil

 Käufer haben bei Ablauf des Darlehens dann evtl. mit hohen Zinsen zu kämpfen, während 

gleichzeitig die Preise sinken

II. Finanzierung / Sicherheiten



III. Verwaltungsaufwand



Übersicht Verwaltungsaufwand Immobilie
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III. Verwaltungsaufwand

• Mietersuche und Auswahl des Mieters

(seit 2015 gilt das Besteller Prinzip bei Maklergebühren)

• Erstellung von Nebenkostenabrechnungen

• Instandhaltung

• Versicherung

• Erstellung Energiepass (EnEV)

• Vertragsrecht 

• Kappungsgrenze / Mietpreisbremse



Die Mietpreisbremse deckelt die Preise bei Neuvermietung.

Für bestehenden Mietverhältnissen galt schon vorher und noch immer die Kappungsgrenze :

• Bei bestehenden Mietverhältnissen von Wohnimmobilien sind innerhalb von 3 Jahren nur 

Mieterhöhungen bis zu 20% möglich

• Seit 01. Mai 2013: wurde durch die Mietrechtsreform den Landesgesetzgeber die Möglichkeit gegeben, 

die Grenze auf 15% abzusenken

• Hessen hat diese Regelung Anfangs für 30 Städte in Anspruch genommen, darunter Frankfurt am Main, 

Wiesbaden, Darmstadt, Offenbach, Kassel, Bad Homburg, Eschborn, Bad Soden, Bad Vilbel, Kronberg …

• *Seit 2019 gilt Kappungsgrenze in den 31 hessischen Städten und Gemeinden, in denen auch die 

Mietpreisbremse gilt

*Quelle: https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/mietpreisbremse-in-hessen_84342_328508.html
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III. Kappungsgrenze / Mietpreisbremse

https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/mietpreisbremse-in-hessen_84342_328508.html


Mietrechtsnovellierungsgesetz 2015

• Ziel: In Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten auch bei einer Wiedervermietung von Wohnraum 

die Mieterhöhungen auf maximal 10% über der ortsüblichen Vergleichsmiete zu beschränken

• Voraussetzung: Gefährdung der Wohnungsversorgung zu angemessenen Konditionen

• Ausnahmen: 

 Erstvermietungen in Neubauten und 

 Anschlussvermietungen nach umfassenden Renovierungen

Die 2015 eingeführte Mietpreisbremse wirkte nur in 16 Gemeinden in Hessen. 

Die Mietpreisbremse ist umstritten.

Laut einer Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) im Auftrag des 

Bundesjustizministeriums, konnte die Mietpreisbremse die Explosion der Mieten in beliebten Wohngegenden 

leicht bremsen.
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III. Mietpreisbremse



Seit 2019 müssen Vermieter unaufgefordert und schriftlich offenlegen, wie viel Miete vom Vormieter verlangt 

wurde, wenn die Miete mehr als zehn Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt.

Seit dem 28. Juni 2019 greift die Mietpreisbremse in 31 hessischen Städten und Gemeinden: 

Bad Homburg vor der Höhe, Bad Soden am Taunus, Bad Vilbel, Bischofsheim, Darmstadt, Dreieich, Egelsbach, 

Eschborn, Flörsheim am Main, Frankfurt am Main, Ginsheim-Gustavsburg, Griesheim, Hattersheim am Main, 

Heusenstamm, Hofheim am Taunus, Kassel, Kelkheim (Taunus), Kelsterbach, Kiedrich, Langen, Marburg, 

Mörfelden-Walldorf, Nauheim, Nidderau, Obertshausen, Oberursel (Taunus), Offenbach am Main, Raunheim, 

Schwalbach am Taunus, Weiterstadt und Wiesbaden.

Seit April 2020 können Mieter die zu viel gezahlte Miete rückwirkend für die ersten zweieinhalb Jahre des 

Mietverhältnisses zurückfordern. 

Zudem wurde die Mietpreisbremse bis Ende 2025 verlängert und die ortsübliche Vergleichsmiete wird nicht 

mehr anhand der letzten vier, sondern der letzten sechs Jahre ermittelt.

Quelle: https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/mietpreisbremse-in-hessen_84342_328508.html
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III. Mietpreisbremse

https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/mietpreisbremse-in-hessen_84342_328508.html


IV. Steuern
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Verkauf

• Grundsätzlich steuerpflichtig

• Ausnahme: Verkauf

 Außerhalb der 10 Jahresfrist nach Anschaffung

 einer selbstgenutzten Wohnung (mind. Jahr des Verkaufs und 2 Vorjahre)

Laufende Erträge

• Steuerpflichtig

IV. Steuern

Tarif

• Persönlicher Steuersatz
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Werbungskosten

• Abschreibungen, Finanzierungskosten, etc. können abgezogen werden

• Besonderheiten:

 Ist Miete geringer als 66% der ortsüblichen Vergleichsmiete, sind 

Werbungskosten anteilig abziehbar

 Darlehenszinsen sind auch nach Verkauf noch abziehbar, wenn die 

Schuld nicht getilgt werden konnte

 Vorfälligkeitsentschädigungen sind nicht abziehbar, wenn die Immobilie 

verkauft wird

IV. Steuern
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Laufende Verluste

• Laufenden Verluste können mit Einkünfte aus

anderen Einkunftsarten verrechnet werden

Veräußerungsverluste

• Verluste aus Verkauf innerhalb von 10 Jahren 

können nur mit gleichartigen Gewinnen 

verrechnet werden

IV. Steuern



Ausgewählte steuerliche Aspekte im Detail:

1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen

2. Grundsteuererlass bei Leerstand

3. Umsatzsteueroption

4. Gewerblicher Grundstückshandel

5. „Share Deals“ / RETT – Blocker

6. Grundsteuer – Reform

7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus
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Die Story…

Das Investment 2014:

Badstraße 25                                                                               

Kaufpreis € 200.000

Makler €   10.000

Notarkosten €     2.000

Grunderwerbsteuer  €   12.000

Anschaffungskosten € 224.000
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Der Plan:

Renovierung des Lokals und der Wohnung

Neuvermietung zu erhöhten Mietpreisen

Geplante Maßnahmen:

Malerarbeiten innen: €   5.000 netto

Anstrich Fassade: € 10.000 netto

Neue Fenster: € 12.000 netto

Neuer Heizkessel: €   6.000 netto

Gesamtaufwand: €  33.000 netto

1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen



Sofort abziehbarer Erhaltungsaufwand oder Herstellungskosten?

Herstellungskosten bei

• Vollverschleiß (Gebäude ist unbrauchbar)

• Erweiterung (Aufstockung, Anbau, o.ä.)

• wesentlicher Verbesserung

– nicht bereits bei Generalüberholung, nur bei deutlicher Erhöhung des 

Gebrauchswert des Gebäudes, z.B. bei einer Hebung von sehr einfachem auf 

mittleren Standard oder mittlerem auf sehr anspruchsvollen Standard

Folge: Abzug als Werbungskosten nur in Form der jährlichen Abschreibung von 2%
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1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen



Anschaffungsnahe Herstellungskosten: 

• Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen

• innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt

• Aufwendungen ohne Umsatzsteuer >15% der Anschaffungskosten des Gebäudes
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1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen



Berechnung:

1. Schritt: Aufteilung der Anschaffungskosten auf Grund und Boden und Gebäude

Methoden:

• Schätzung

• Bewertungsgutachten

• Arbeitshilfe des Bundesfinanzministeriums:
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Einkommenssteuer/202

0-04-02-Berechnung-Aufteilung-Grundstueckskaufpreis.html

Empfehlung: Angabe im Kaufvertrag
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1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Einkommenssteuer/2020-04-02-Berechnung-Aufteilung-Grundstueckskaufpreis.html


1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen
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Bodenrichtwerte finden Sie unter: http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=39

http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=39


1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen
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Abzugsfähigkeit der Renovierungskosten für die Badstraße 25?

• Malerarbeiten innen sind Schönheitsreparaturen i.S.d. § 28 Abs. 4 BVO 

 grundsätzlich sofort abzugsfähig, es sei denn, sie stehen im engen zeitlichen,  räumlichen 

und sachlichen Zusammenhang mit einer einheitlichen Baumaßnahme an 

• Anschaffungskosten Gebäude Badstraße 25: € 163.905,00

davon 15 % = €   24.585,75

Angefallene Kosten (netto): €   33.000,00

Folge: Abzug nur i.H.d. der Abschreibung von 2% p.a. = € 660,00
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1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen



Anschaffungskosten Gebäude Badstraße 25: € 163.905,00

davon 15 % = €   24.585,75

Angefallene Kosten innerhalb der ersten 3 Jahr: €   23.000,00

Folge: Sofortabzug der Renovierungskosten €   23.000,00 in 2014-2017
Sofortabzug Anstrich Fassade €   10.000,00 in 2018
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1. Achtung: Anschaffungsnahe Aufwendungen

Maßnahmen sofort:

Malerarbeiten innen: €   5.000 netto

Neue Fenster: € 12.000 netto

Neuer Heizkessel: €   6.000 netto

Gesamtaufwand: €  23.000 netto

Empfehlung:

Anstrich Fassade: € 10.000 netto  erst in 2018

Gestaltungsempfehlung:



36

2018: Das Gebäude erstrahlt in neuem Glanz, aber… 

Grundsteuererlass bei wesentlicher Ertragsminderung: 

„Ist bei … bebauten Grundstücken der normale Rohertrag des Steuergegenstandes um mehr 

als 50 Prozent gemindert und hat der Steuerschuldner die Minderung des Rohertrags nicht zu 

vertreten, so wird die Grund-steuer in Höhe von 25 Prozent erlassen. Beträgt die Minderung 

des normalen Rohertrags 100 Prozent, ist die Grundsteuer in Höhe von 50 Prozent zu erlassen.“

2. Grundsteuererlass bei Leerstand
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2019: Neue Mieter sind gefunden!

Erdgeschoss

Pacht € 36.000 p.A.

1. und 2. Obergeschoss 

Miete € 20.000 p.A.

Dachgeschoss

Miete € 7.500 p.A.

3. Umsatzsteueroption



Umsatzsteuer – kein Thema im Privatbereich?

• Grundsatz: Vermietung ist umsatzsteuerfrei => Kehrseite: der Vermieter kann die Vorsteuer aus 

gezahlten Rechnungen nicht geltend machen

• Die Vermietung von Ferienwohnungen (jeweils für unter 6 Monate) ist jedoch 

umsatzsteuerpflichtig.

• Bei Vermietung an gewerbliche Mieter, die selbst umsatzsteuerpflichtige Umsätze haben, kann 

der Vermieter im Mietvertrag zur Umsatzsteuer optieren.
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3. Umsatzsteueroption



Die Kleinunternehmerregelung

Voraussetzung:

• Umsatzsteuerpflichtige Umsätze im Vorjahr < € 22.000 p.a.

(bis 2019: € 17.500)

• Umsätze des laufenden Jahres voraussichtlich < € 50.000

Folge:

• Keine Berechnung von Umsatzsteuer,

• aber auch kein Abzug von Vorsteuer

Auf die Kleinunternehmerregelung kann verzichtet werden

• Folge: Der Vermieter kann bei den auf den steuerpflichtig vermieteten Teil des Gebäudes 

entfallenden Rechnungen die Vorsteuer geltend machen. (Aufteilung nach Quadratmetern)
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3. Umsatzsteueroption



Wann ist ein Verzicht sinnvoll?

• Überwiegend Umsätze an vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer: sinnvoll

• Überwiegend Umsätze an Privatpersonen oder nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte 

Unternehmer: im allgemeinen nicht sinnvoll

• Soweit insgesamt nur ein geringer Vorteil durch den Verzicht auf die Anwendung der Klein-

unternehmerbesteuerung entsteht, muss beachtet werden, dass der Unternehmer bei der 

Option zur Regelbesteuerung alle Aufzeichnungspflichten, Steuererklärungspflichten und 

alle anderen Formvorschriften des UStG erfüllen muss.
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3. Umsatzsteueroption



Und was heißt das nun für die Badstraße 25?

• Miete Ferienwohnung € 7.500 p.a. unterschreitet die Kleinunternehmergrenze

• Bzgl. der „Bruchbude“ kann zur Umsatzsteuerpflicht optiert werden 

 dann wird die Kleinunternehmergrenze aber ab dem zweiten Jahr überschritten und auch die 

Ferienwohnung muss umsatzsteuerpflichtig vermietet werden

 Der erwartete Vorteil aus dem anteiligen Vorsteuerabzug muss abgewogen werden gegen 

eventuelle Schwierigkeiten, die Ferienwohnung zu dem höheren Preis zu vermieten und 

gegen den Verwaltungsaufwand
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3. Umsatzsteueroption



2025: Verkauf der Badstraße 25 mit Gewinn!

• Kein steuerbarer Vorgang, da mehr als 10 Jahre seit dem Kauf vergangen

Aber:

2026: Verkauf eines Grundstücks in der Turmstraße

2028: Verkauf eines Grundstücks in der Poststraße

2029: Verkauf eines Grundstücks in der Bahnhofstraße

• Verkauf von mehr als drei Objekten innerhalb von 5 Jahren 

Achtung: Gewerblicher Grundstückshandel!

Folge: Alle Veräußerungsgewinne (auch Badstraße) unterliegen 

der Einkommensteuer und Gewerbesteuer!
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4. Gewerblicher Grundstückshandel



• Bundesregierung will die 

missbräuchliche Praxis der Steuervermeidung 

durch „Share Deals“ beim Erwerb von Immobilien 

unterbinden.

• Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Grunderwerbsteuergesetzes (19/13437) erläutert, 

wird Grunderwerbsteuer immer dann fällig, wenn 

das Eigentum an einem Grundstück übergeht.

• Zur Vermeidung wurden Gesellschaften 

gegründet dessen einziger 

Vermögensgegenstand ein Grundstück war. 

Danach erfolgte der Share Deal, da in diesem Fall 

Anteile der Gesellschaft und nicht das 

Grundstück gekauft wird; Folge: Gesellschaft 

bleibt rechtlich Eigentümerin des Grundstücks; 

kein Eigentumswechsel

43

5. „Share Deals“ / RETT - Blocker



• Bisherige Regelung:

– Bei einem Erwerb von weniger als 95% der 
Anteile einer solchen Gesellschaft innerhalb 
von 5 Jahren fällt keine Grunderwerbsteuer an

• Neuregelung:

– Neuregelung sieht vor, dass die 
Beteiligungsschwelle, ab der ein 
Grundstückserwerb angenommen wird auf 
90% gesenkt wird; des weiteren soll die Frist 
verlängert werden innerhalb derer die 
Anteilskäufe der Erwerber berücksichtigt 
werden; sie soll in Zukunft 10 Jahre betragen

– Der Gesetzgeber plant zudem die Funktions-
weise des § 1 Abs. 2 GrEStG, der nur 
Personengesellschaften umfasst, auf 
Kapitalgesellschaften zu übertragen. Hierfür 
soll ein neuer § 1 Abs. 2b GrEStG eingeführt 
werden

– Zudem soll die Missbrauchsvorschrift des § 6 
Abs. 4 GrEStG erweitert werden; sofern ein 
Gesellschafterwechsel bei einer 
grundbesitzenden Personengesellschaft keine 
Grunderwerbsteuer ausgelöst hat, kann § 6 
GrEStG künftig erst nach 15-jähriger 
Vorbehaltensfrist in Anspruch genommen 
werden (§§ 6 Abs. 4 Nr. 3 GrEStG-E)
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5. „Share Deals“ / RETT - Blocker

• Geforderte Ausnahmen:

– Ausnahmen für börsennotierte 

Kapitalgesellschaften, da die Ausgabe von 

Anteilen und deren Verbreitung über die 

Börse für Kapitalgesellschaften ein 

gängiges Mittel zur Kapitalbeschaffung ist

– Es stehen daher andere Gründe als die 

Einsparung von Grunderwerbsteuer im 

Vordergrund

– Der Handel mit Anteilen würde zu wechseln 

der Anteilseigner und somit zu einer 

Besteuerung führen, obwohl in der Regel 

keine missbräuchliche Gestaltung vorliege.



• Umstrukturierungsmaßnahmen ebenfalls 

steuerneutral

– ebenso eine Ausnahmeregelung für solche 

Kapitalgesellschaften erforderlich, damit 

Umstrukturierungsmaßnahmen in 

Konzernen steuerneutral erfolgen 

– Im jetzigen Entwurf würde bereits der 

einfachste denkbare Sachverhalt, Verkauf 

eines Grundstücks zwischen 

Tochterunternehmen, der 

Grunderwerbsteuer unterliegen
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5. „Share Deals“ / RETT - Blocker

• Stand Gesetzgebungsverfahren:

– 09.08.2019 Gesetzentwurf der 

Bundesregierung

– 20.09.2019 1. Durchgang Bundesrat / 

Stellungnahme Bundesrat

– 25.09.2019 Gegenäußerung 

Bundesregierung

– 14.10.2019 Öffentliche Anhörung Im 

Bundestag-Finanzausschuss

– 24.10.2019 Koalition-Fraktionen einigen 

sich auf Verschiebung des weiteren 

Gesetzgebungsverfahren im 1. Halbjahr 

2020 – aufgrund der Corona-Krise ist aber 

auch noch nicht abzusehen ob das 

Verfahren im 1. Halbjahr tatsächlich wieder 

aufgenommen werden kann



• Am 8. November 2019 verabschiedete auch der 
Bundesrat die Grundsteuerreform, der Bundestag 
beschloss sie bereits am 18. Oktober 2019

• Das Gesetz trägt den Namen Grundsteuer-
Reformgesetz (GrStRefG)

• Änderung war nötig, damit die Bundesländer 
mehr Kompetenzen erhalten und somit nun die 
Möglichkeit mehr Einfluss auf die Ausgestaltung 
der Grundsteuer zu nehmen. Damit ist auch ein 
Weg für eine Öffnungsklausel frei

• Öffnungsklausel besagt nichts anderes, als dass 
es einzelnen Bundesländer möglich ist, vom 
Bundesmodell abzuweichen und eigene 
Berechnungsmodelle gelten zu lassen. Dadurch 
ist verhindert. Dass die Bundesländer zwei 
Erklärungen über die Steuereinnahmen abgeben 
müssen

• Die neue Grundsteuerreform wird erst ab 2025 
wirksam; alle Berechnungen hierzu müssen noch 
vorgenommen werden, die Bundesländer haben 
dadurch Zeit zu überlegen ob sie sich dem 
Modell des Bundesfinanzminister anschließen 
oder durch die Öffnungsklausel ein anderes 
Modell wählen; das gewählte Modell soll 
aufkommensneutral sein, also keine 
Mehrbelastung für Eigentümer bedeuten.
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6. Grundsteuer - Reform

• Reform der Grundsteuer nötig

– In erster Linie zielt die Reform auf 

Beseitigung von Ungerechtigkeiten ab; 

nach Auffassung des BundesVerfG hat sich 

die Grundsteuerzahlungen von den 

tatsächlichen Immobilienwerten zu weit 

entfernt

– Beispiel: Düsseldorf-Unterbilk; Grundsteuer 

für ein vergleichbares Mehrfamilienhaus 

liegt zwischen 840 und 3.050 Euro. Allein 

aufgrund unterschiedlicher Bewertung.



• Neue Grundsteuer

– Ab dem 01. Januar 2025 wird die neue 

Grundsteuer fällig

– Lange Vorlauf ist nötig, da zunächst die 

Grundstückswerte und die statistischen 

Miethöhen genau ermittelt werden müssen; 

hierzu haben die einzelnen Behörden bis 

zum 31. Dezember 2022 Zeit.

– Alle sieben Jahre muss dann eine 

Neubewertung aller Grundstücke 

vorgenommen werden (in den 60er Jahren 

hatte die damalige Regierung festgelegt 

den Einheitswert alle 6 Jahre zu prüfen und 

gegebenenfalls anzupassen, das ist aber nie 

passiert) 

– Komplette Neuberechnung erfolgt dann 

erstmalig im Jahr 2024
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6. Grundsteuer - Reform

• 2 Aspekte wichtig

1.)

– Zum einen soll der Großteil der Eigentümer 
von einer Steuererhöhung verschont 
werden und die Kommunen damit keinen 
Gewinn erzielen

– Zum anderen in bestimmten Fällen auch 
eine Herabsetzung der Steuerlast möglich 
sein, gilt insbesondere für 
Sozialwohnungen, Genossenschaftsobjekte 
oder kommunale und gemeinnützige 
Wohnungsbaugesellschaften

2.)

– Der entscheidende Faktor bei Bestimmung 
der Steuerhöhe soll weiterhin der Wert der 
Immobilie sein; dadurch gibt es jetzt eine 
weitere Grundstücksart – bis lang waren 
dies A und B – nun kommt noch C dazu



Parameter, die die Höhe der Grundsteuer beeinflussen

– Grundbesitzwerte

– Ausgleich für Wertsteigerungen

– Hebesätze der Kommunen

– Geschäftsgrundstücke

– Land- und forstwirtschaftliche Grundstücke

– Völlig neu sind Grundstücke der Klasse C und die

– Öffnungsklausel
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6. Grundsteuer - Reform
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6. Grundsteuer - Reform

• Grundbesitzwert:

– Er richtet sich zunächst nach dem Bodenrichtwert und wird über weitere Faktoren 

modifiziert

• Das ist im weiteren die statistisch berechnete Nettokaltmiete des Ortes, wichtig dabei 

die Mietniveaustufe, die durch die Lage innerhalb eines Ortes/Stadt bestimmt wird –

für kleinere Orte kann es auch eine einheitliche Mietniveaustufe geben

• Je höher die Mietniveaustufe desto höher die Miete

• Das Mietstufenniveau wird durch die Durchschnittsmieten durch das statistische 

Bundesamt (Destatis) festgelegt

– In die Berechnung fließen des Weiteren die Grundstücksfläche, die Art der Immobilie und 

auch das Alter ein; über das System „Boris“ der Bundesländer können die einzelnen 

Faktoren bestimmt werden, bis auf ein Bundesland sind alle Länder an das System 

angeschlossen, als Basis dienen die Werte der Gutachterausschüsse 



50

6. Grundsteuer - Reform

– Im nächsten Schritt werden Wertsteigerungen berücksichtigt

• Der sogenannte Einheitswert bezieht sich im alten Modell der Grundsteuer auf die Jahre 

1935 (ehemalige DDR) und 1964 (ehemalige BRD); dies ist der zentrale Kritikpunkt des 

BundesVerfG bei der Wertermittlung, um hier eine Ausgleich zu schaffen wird die 

Steuermesszahl von 0,35 Prozent bzw. 1 Prozent auf dem Gebiet der ehem. DDR auf 0,034 

Prozent abgesenkt, daher ist auf dem Gebiet der ehem. DDR mit einer Erhöhung der 

Grundsteuer zu rechnen

– Dritter Teil der Berechnung wird durch die jeweiligen Hebesätze der Kommunen bestimmt, diese 

werden in eigener Hoheit festgelegt welche Hebesätze für welche Immobilien bzw. Grundstücke 

gelten sollen, Bundesgesetzgeber hat hierauf keinen Einfluss, jedoch ist mit einer Reduzierung 

der Hebesätze zu rechnen, damit das Versprechen eingehalten werden kann, dass eine 

Verschiebung möglich ist aber keine generelle Erhöhung des Steueraufkommens entsteht
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6. Grundsteuer - Reform

• Neue Grundstücksart C:

– Bis 2024 gelten noch 2 Arten der Grundstücke

• Grundstücksart A (agrarische Nutzung)

• Grundstücksart B (bauliche Nutzung)

– Grundstücksart A gilt für landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche genutzten Flächen, 

die geringer besteuert werden; Einzelfälle auch kirchliche Grundstücke

– Grundstücksart B gilt für alle sonstigen Grundstücke und Immobilien und somit auch 

für Wohn- und Gewerbeobjekte

– Ab 2025 kommt dann die Grundstücksart C; hier handelt es sich um baureife, aber 

unbebaute Grundstücke, die die Kommunen in die Grundstücksart C klassifizieren 

können

• Als baureif gelten Grundstücke, wenn sie in einem Bebauungsplan als Bauland 

aufgeführt sind, ihr sofortige Bebauung möglich ist und im Bebauungsgebiet die 

Bebauung bereits begonnen hat oder bereits abgeschlossen ist; neu eingefügt 

wurde zuletzt, dass auch Baulücken zwischen zwei bebauten Grundstücken über 

diese Regelung erfasst werden

• Mit der neuen Regelung soll der Bodenspekulation vorgebeugt werden, denn 

bislang konnte der Eigentümer das baureife Gebiet einfach liegen lassen und auf 

höhere Preise hoffen
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6. Grundsteuer - Reform

• Durch die neue Einstufung kann die Kommune zukünftig einen höheren Hebesatz für 

baureife Grundstücke festlegen; die maßgeblichen Fristen hierfür innerhalb derer die 

Bebauung beginnen muss legt ebenfalls die Kommune für sich fest

Hinweis:

Zur Berechnung bei Geschäftsgrundstücken und Land- oder forstwirtschaftlich genutzten 

Grundstücken gelten andere Berechnungsmodelle, auf die aber in diesem Vortrag nicht 

genauer eingegangen wird
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6. Grundsteuer - Reform

• Öffnungsklausel:

Hintergrund:

– Bayern wollte ein wertunabhängiges Modell schaffen

– Es soll interessant für Flächenländer sein wie z.B. Niedersachen, Brandenburg, etc. 

– Kritik: dadurch wird es kein einheitliches Modell zur Berechnung geben, sondern ein 

Flickenteppich mit den unterschiedlichen Regelungen

– Einige Bundesländer hätten dann eventuell einen  Wettbewerbsvorteil aufgrund 

günstigerer Grundsteuern
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6. Grundsteuer - Reform

• Berechnung der Grundsteuer:

Bislang Steueraufkommen in den Kommunen mit der Grundsteuer in Höhe von 14 Mrd. Euro.

Man rechnet aber mit einer grundsätzlichen Absenkung der Hebesätze. 

Im folgenden Beispiel wird eine Absenkung von 480 Prozent auf 421 Prozent angenommen.

Beispiel:

Gemeinde in Hessen, Mietstufe 4, Einfamilienhaus 120 m²

Zentrum,

Bodenrichtwert 400 €

Randlage,

Bodenrichtwert 200 €

Bewertung

Grundvermögen
310.100 Euro 217.200 Euro

Steuermesszahl 0,034 % 0,034 %

Hebesatz 421% 421%

Grundsteuer 443,87 €/Jahr 310,90 €/Jahr
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6. Grundsteuer - Reform

• Grundsteuer Alt / Neu

Beispiel: Stadt Dresden, Stadtteil Ost und Stadtteil West

Etagenwohnung,

76 m²,

Stadtteil Ost

Einfamilienhaus,

106 m²

Stadtteil West

Großwohn-

immobilie

Grundsteuer alt 216 Euro 255 Euro 5.958 Euro

Grundsteuer o. 

Anpassung,

Hebesatz 635 %

269 Euro (+25%) 425 Euro (+67%) 4.452 (-25%)

Grundsteuer m. 

Reform u. Anpassung

Hebesatz 490%

207 Euro (-4%) 328 Euro (+29%) 3.435 (-42%)
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6. Grundsteuer – Reform, Übersicht Auswirkungen

• Klassische Einfamilienhäuser

– Besitzer müssen wohl mit steigenden 
Beiträgen rechnen, da viele Grundstücke 
deutliche höher bewertet werden

• Mehrfamilienhäuser:

– Hier wird sich die Grundsteuer vorteilshaft 
auswirken; besteuert wird nur das 
Grundstück auf dem das Gesamtgebäude 
steht; und der Steuerbetrag wird durch 
sämtliche Eigentümer/Bewohner geteilt 

• Unbebautes Grundstück:

– Diese zu halten wird teurer aufgrund der 
neuen Grundstücksart C; 
Grundstückspekulationen könnten somit 
auf andere Art und Weise ins Geld gehen

• Bewohner in Großstädten

– Sie müssen mit steigenden Grundsteuern 
rechnen, vor allem beliebte und teure 
Wohnlagen wie München, Hamburg und 
Stuttgart, da hier die tatsächlichen 
immobilienpreise nichts mehr mit den 
Einheitswerten gemein haben; eine 
Anpassung hätte einen wohl stark 
ansteigenden Einheitswert zur Folge. Dies 
könnte nur durch geringe bis sehr geringe 
Hebesätze ausgeglichen werden wenn die 
Kommunen tatsächlich auf mögliche Mehr-
einnahmen dadurch bewusst verzichten 
würde 

• Bewohner in strukturschwachen Gegenden:

– Werden künftig weniger Grundsteuern 
zahlen; geringerer Immobilienwert würde 
ich in einem angepassten Einheitswert 
widerspiegeln; allerding wäre hier eine 
Anhebung der Hebesätze möglich um dies 
wieder zu kompensieren
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

Regelungen 7b EStG

– Eine Sonderabschreibung in Höhe von 
jährlich 5% kann über einen Gesamtraum 
von 4 Jahren zusätzlich zur linearen AfA 
von 2% jährlich in Anspruch genommen 
werden

– Begünstigte Investitionen sind Anschaffung 
und Herstellung neuer Wohnungen in 
neuen wie auch in bestehenden Gebäuden

– Voraussetzung ist die Vermietung zu 
fremden Wohnzwecken im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung und in den 
folgenden neuen Jahren

– Sonder-AfA ist nur möglich wenn die 
Baumaßnahme nach dem 31. August 2018 
und vor dem 01. Januar 2022 begonnen 
wird (Datum der Beantragung der 
Baugenehmigung oder Bauanzeige)

– Die letztmalige Inanspruchnahme der 
Sonder-AfA ist somit im Jahr 2026 möglich

– Von der Förderung 

ausgeschlossen sind 

Baukosten über 3.000,- € / m² Wohnfläche

– Die förderfähige Bemessungsgrundlage ist 

auf maximal 2.000,- € / m² Wohnfläche 

begrenzt

– Die Sonderabschreibung kann auch für 

Wohnungen in anderen Staaten in der EU 

sowie in Staaten außerhalb der EU mit 

denen entsprechende Amtshilfeabkommen 

bestehen in Anspruch genommen werden



58

7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Begünstigter Personenkreis

Von der Sonder-AfA können alle nach dem 
EStG oder KStG Steuerpflichtigen Gebrauch 
machen, die eine Wohnung entgeltlich zu 
fremden Wohnzwecken vermieten, untern den 
nachfolgenden Voraussetzungen:

1. Begünstigte Objekte:

– Neubau von 1-, 2- oder 
Mehrfamilienhäusern

– Umbau von bestehenden Gebäudeflächen, 
wenn dadurch erstmals eine Wohnung 
entsteht

– Durch Aufstockung oder Anbauten auf 
oder an bestehenden Gebäuden oder  

– Durch Dachgeschossausbauten wenn 
dadurch erstmals eine Wohnung entsteht

• Definition Wohnung:

Die begünstigte Wohnung muss die 
bewertungsrechtlichen Anforderungen des 
§ 181 Abs. 9 BewG erfüllen. Danach ist eine 
Wohnung die Zusammenfassung einer 
Mehrheit von Räumen, die in Ihrer Gesamtheit 
so beschaffen sein müssen, dass die Führung 
eines selbständigen Haushalts möglich ist. Die 
Zusammenfassung einer Mehrheit von Räumen 
muss eine von anderen Wohnungen oder 
Räumen, insbesondere Wohnräumen, baulich 
getrennte, in sich abgeschlossene Wohneinheit 
bilden und einen selbständigen Zugang haben. 
Außerdem ist es erforderlich, dass die für die 
Führung eines selbständigen Haushaltes 
notwendigen Nebenräumen (Küche, Bad oder 
Dusche, Toilette) vorhanden sind. Die 
Wohnfläche muss mindestens 23 m² betragen. 
Appartements für Studierende stellen eine 
Ausnahme dar.
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Wann ist eine Wohnung neu?

Bei der Förderung wird darauf abgestellte, 

dass tatsächlich neue Wohnungen 

geschaffen werden, die bisher nicht 

vorhanden waren. Keine neue Wohnung 

entsteht, wenn bereits vorhandener 

Wohnraum modernisiert oder saniert wird, 

auch wenn dies mit hohen Kosten verbunden 

ist und sich die Ausstattungsmerkmale der 

Wohnung damit deutlich verbessern. Auch 

dann, wenn Wohnraum verlegt wird oder die 

bestehende Wohnung um Wohnfläche 

erweitert wird, entsteht keine begünstigte 

neue Wohnung.

• Förderzeitraum:

Der Bauanatrag oder in Fällen in denen keine 
Baugenehmigung erforderlich ist die 
Bauanzeige muss nach dem 31. August 2018 
und vor dem 01. Januar 2022 gestellt worden 
sein. Nicht entscheidend ist das Jahr der 
Fertigstellung der Baumaßnahme. Die 
Sonderabschreibung kann damit auch dann in 
Anspruch genommen werden, wenn die 
Wohnung erst nach dem 31. Dezember 2021 
fertiggestellt wird. Wurde der Bauantrag vor 
dem 01. September 2018 gestellt, mit den 
tatsächlichen Arbeiten erst nach diesem 
Stichtag begonnen, fällt die Investition aus der 
Förderung heraus, da nicht auf den Beginn der 
Bautätigkeit abzustellen ist. Der Förderzeitraum 
ist jedoch nicht nur im Hinblick auf den 
Zeitpunkt der Beantragung begrenzt sondern 
auch bei der letztmaligen Inanspruchnahme 
der Sonder-AfA.  So wird eine Geltendmachung 
der Sonder-AfA  letztmalig im Jahr 2026 
möglich sein. 
Der Fertigstellungszeitpunkt hat hierauf keinen 
Einfluss.
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Begünstigungszeitraum

Die Sonder-AfA kann im Jahr der 

Fertigstellung und den folgenden 3 Jahren in  

Anspruch genommen werden. Es besteht 

keine Pflicht zur Inanspruchnahme sondern ein 

Wahlrecht. So kann sie wahlweise nur in 

einem Jahr, 2, 3 oder allen 4 Jahren in 

Anspruch genommen werden. Eine beliebige 

Verteilung des Sonder-AfA-Volumens 

innerhalb des Begünstigungszeitraums ist 

jedoch nicht möglich. Nicht in Anspruch 

genommen Sonder-AfA wird nach Beendigung 

des Begünstigungszeitraums im Wege der 

Restwertabschreibung abgeschrieben. 

• Gebietsabgrenzung:

Der neue § 7b EStG sieht keine Begrenzung 

des Fördergebiets vor.  Die Sonder-AfA 

kann daher auch für Wohnungen in 

Anspruch genommen werden, die in einem 

anderen Mitgliedsstaat der EU oder einem 

Staat belegen sind, der aufgrund 

vertragliche Verpflichtungen Amtshilfe 

entsprechend dem EU-Amtshilfegesetz in 

einem Umfang leistet, der für die 

Überprüfung der Voraussetzungen dieser 

Vorschrift erforderlich ist.
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Bemessungsgrundlage:

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die 
im Rahmen der Anschaffung oder Herstellung 
einer neuen Wohnung entstehen, bilden 
grundsätzlich die Bemessungsgrundlage für die 
Sonderabschreibung. Auch zu den 
begünstigten Anschaffungs- und 
Herstellungskosten gehören Aufwendungen, 
soweit diese auf die zur Wohnung gehörenden 
Nebenräume entfallen. Anschaffungs- und 
Herstellungskosten für Nebenräume, 
gemeinschaftlich genutzte Flächen u. Ä. sind 
entsprechend der Zuordnung zur Wohnung 
einzubeziehen. Für gemeinschaftlich genutzte 
Flächen werden die Kosten entsprechend dem 
Nutzungsanteil aufgeteilt. 
Aufwendungen für das Grundstück und für die 
Außenanlagen sind auch im Falle der 
Anschaffung nicht begünstigt. 
Anschaffungskosten sind gegebenenfalls 
mittels einer Kaufpreisaufteilung in einen 
Grund- und Bodenanteil sowie einen 
Gebäudeanteil aufzuteilen. 

• Baukostenobergrenze:

§ 7b Abs. 2 Nr. 2 EStG knüpft die Förderung 
an die Voraussetzung, dass die 
abschreibungsfähigen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten nicht mehr als 3.000 € je 
m² Wohnfläche betragen. Fallen höhere 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten an, 
führt dies ohne weiteren Ermessensspielraum 
zum vollständigen Ausschluss von der 
Förderung. 
Mit dieser Begrenzung soll die Anschaffung 
oder Herstellung hochpreisigen 
Mietwohnraums vermieden werden. 
Mietwohnungen mit hohem Standard 
(Luxusausstattung) bedürfen keiner 
staatlichen Förderung und werden somit 
vollständig von der Förderung ausgeschlossen. 
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

Beispiel: 

• Ein Gebäude wird neu errichtet. 

Die Nutzung des Gebäudes 

stellt sich wie folgt dar: 

• 400 m² Fläche entfallen auf Mietflächen mit 

exklusivem Nutzungsrecht Wohnen. 

• 200 m² Fläche entfallen auf Mietflächen mit 

exklusivem Nutzungsrecht Gewerbe. 

• 50 m² Fläche entfallen auf Mietflächen mit 

gemeinschaftlichem Nutzungsrecht. 

• 50 m² Fläche zählen nicht zur Mietfläche (Funktions-

und Haustechnikflächen, Aufzüge und 

Aufzugsschächte, Treppenläufe und -podeste). 

• Die Herstellungskosten betragen 1,5 Mio. €. 

• Die Baukosten je m² Wohnfläche betragen 1,5 Mio. € 

/ 700 m² = 2.142,86 € pro m². 

• Die Baumaßnahme ist grundsätzlich förderfähig, da 

die Kosten nicht mehr als 3.000 € je m² betragen. 

• Förderfähige Wohnfläche: 400 m² exklusive 

Mietfläche + 33,33 m² anteilig (2/3) gemeinsam 

genutzte Fläche (die nicht zur Mietfläche zählende 

Fläche bleibt unberücksichtigt) 

• 2.000 € x 433 m² = 866.000 € Bemessungsgrundlage 

• Förderhöchstgrenze:

Die Bemessungsgrundlage für die 

Sonderabschreibung wird auf maximal 

2.000 € je m² Wohnfläche begrenzt. Liegen die 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

darunter, sind diese in der tatsächlich 

angefallenen Höhe der Sonder-AfA zugrunde 

zu legen. Betragen die grundsätzlich 

förderfähigen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten mehr als 2.000 € je m² 

Wohnfläche, dann ermittelt sich die 

Bemessungsgrundlage für die Sonder-

abschreibung wie folgt: 

2.000 € x begünstigungsfähige Wohnfläche = 

Bemessungsgrundlage 
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Höhe der Sonder-AfA:

Die Sonderabschreibung beträgt bis zu jährlich 
5 % der förderfähigen Bemessungsgrundlage 
im Jahr der Fertigstellung oder Anschaffung 
einer neuen Wohnung und in den folgenden 
drei Jahren. Die Sonderabschreibung ist als 
volle Jahresabschreibung vorgesehen. Das 
heißt, dass auch bei Fertigstellung oder 
Anschaffung im zweiten Halbjahr eines Jahres 
die volle Jahresabschreibung geltend gemacht 
werden kann.  

• Nutzungsvoraussetzungen:

Um dem Grundgedanken der Förderung auch 
nachhaltig zu entsprechen, wird die Förderung 
an die Einhaltung der Nutzung zu 
Wohnzwecken gekoppelt.

Die begünstigten Wohnungen müssen daher 
mindestens im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung und den darauf folgenden neun 
Jahren der entgeltlichen Überlassung zu 
Wohnzwecken dienen. Eine Wohnung dient 
auch der entgeltlichen Überlassung zu 
Wohnzwecken, wenn sie zwar vorübergehend 
leer steht, die Vermietung aber weiterhin 
vorgesehen ist und die Wohnung dafür 
bereitgehalten wird. Eine zeitliche Begrenzung 
des Leerstands gibt es dabei nicht; wichtig ist 
allein der Wille zur Vermietung, der sich in 
den nach außen hin erkennbaren Aktivitäten 
der Vermieterin oder des Vermieters 
dokumentieren muss.  
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7. Steuerliche Förderung Mietwohnungsneubaus

• Bemessung der Afa nach Ablauf 

Begünstigungszeitraums:

Die Abschreibung nach Ablauf des 

Begünstigungszeitraums bemisst sich nach § 7a 

Abs. 9 EStG. Danach ermittelt sich die künftige 

AfA bei Gebäuden und bei Wirtschaftsgütern 

im Sinne des § 7 Abs. 5a EStG nach dem 

Restwert nach Ablauf des Begünstigungs-

zeitraums und dem nach § 7 Abs. 4 EStG unter 

Berücksichtigung der Restnutzungsdauer 

maßgeblichen Prozentsatz. 

• Fazit:

Viermal 5 % Sonderabschreibung im 
Gegenzug für die Verpflichtung, die 
geförderten Wohnungen mindestens zehn 
Jahre entgeltlich zu vermieten, bieten –
zusätzlich zu den anderen Maßnahmen 
der Wohnraumoffensive – einen steuerlichen 
Anreiz für Investorinnen und Investoren, 
verstärkt in den Neubau von Mietwohnungen 
zu investieren. Da der Zeitraum, in dem 
begünstigte Maßnahmen realisiert werden 
können, nicht lang ist, sollte die 
Entscheidung zur Investition nicht lange 
aufgeschoben werden. Die Förderung kann 
auch gerade deswegen ihre Wirkung 
entfalten, weil es keine Begrenzungen 
beim Fördergebiet gibt und 
Aufstockungen, An- und Umbauten 
grundsätzlich förderfähig sind.  



V. Chancen / Risiken
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Chancen Risiken

• Zufluss von Mieterträgen

• Totalverlust ist unwahrscheinlich

• Fremdkapitalhebel möglich

• Wertsteigerung

• Mietausfallrisiko, Leerstand,

Mietnomaden, Vandalismus, …

• Risiken durch Änderungen im Umfeld 

(Tankstelle, Flughafen-Ausbau etc.) oder Mangel 

(Hausschwamm, Schimmel, Holzwurm) sind 

möglich

• Zinsrisiko / Zinsfalle

• Hohe Anschaffungskosten

 Diversifikation schwierig

• Veräußerung schwieriger

• Mietpreisbremse

• Abgaben- & Steuererhöhungen 

(aktuell Grundsteuererhöhung)

• Neue energetische Anforderungen

V. Chancen / Risiken
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Ihre nächste Investition

oder Investieren Sie doch lieber Aktien?



Immobilie versus Aktie

im Vergleich  



Immobilie versus Aktie 

- Ein Vergleich -

Sollten Anleger besser in Immobilien oder Aktien investieren? 

Beide Formen bergen Risiken und haben Vor- und Nachteile. 
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Inhalt

I. Kauf / Verkauf
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V. Chancen / Risiken

VI. Vergleichsrechnung
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I. Kauf / Verkauf

Nachfolgende Einmalkosten fallen beim Immobilienkauf an:

Grunderwerbsteuer 3,50% bis zu 6,50%

Notargebühren, Grundbucheintrag, 

ggf. Grundschuldeintrag
ca. 2,00%

evtl. Maklerkosten 3,57% bis zu 7,14%

 Gesamte Nebenkosten bis zu 15%

Depotgebühren

Ordergebühr (Grundgebühr) 

zzgl. Transaktionsgebühren

 Anschaffungskosten beim Aktienkauf deutlich geringer

Nachfolgende Kosten bzw. Gebühren fallen beim Aktienkauf an:

EUR 0,00 bis EUR 15,00

EUR 5,00 bis EUR 25,00



Übersicht Sicherheiten – Immobilie versus Aktie 
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Immobilien Aktien

• Gewährung von Sicherheiten durch Eintragung 

von Grundpfandrechten im Grundbuch

• Achtung: Zinsfalle bei Immobilien

 Niedrige Zinsen führen zu hohen 

Kaufpreisen und damit zu hohem 

Finanzierungsanteil

 Käufer haben bei Ablauf des Darlehens 

dann evtl. mit hohen Zinsen zu kämpfen, 

während gleichzeitig die Preise sinken

• Aktien werden gar nicht oder nur mit hohen 

Abschlägen als Sicherheiten anerkannt

II. Finanzierung / Sicherheiten



Übersicht Verwaltungsaufwand Immobilie vs. Aktie
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III. Verwaltungsaufwand

Immobilien Aktien

• Mietersuche und Auswahl der Mieter (seit 

2015 gilt das Besteller Prinzip bei 

Maklergebühren)

• Vertragsrecht / Mietpreisbremse

• Erstellung von Nebenkosten-

abrechnungen

• Instandhaltung

• Versicherung

• Erstellung Energiepass (EnEV)

• Teilnahme Hauptversammlung (optional)

• Kosten Depot

• Überwachung der Kurse
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Immobilien Aktien

Verkauf

• Grundsätzlich steuerpflichtig

• steuerfreier Verkauf

 Außerhalb der 10 Jahresfrist nach 

Anschaffung

 einer selbstgenutzten Wohnung 

(mind. Jahr des Verkaufs und 2 Vorjahre)

Beachte: gewerblicher Grundstückshandel!

• Steuerpflichtig

• Erträge gelten als Kapitaleinkünfte 

unabhängig von Behaltensfrist 

(Spekulationsfrist)

Laufende Erträge

• Steuerpflichtig • Steuerpflichtig

IV. Steuern
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Immobilien Aktien

Tarif

• Persönlicher Steuersatz • Abgeltungsteuer mit 25% zzgl. Soli & KiSt

• Option zur Tarifbesteuerung möglich

a) Bei Beteiligung an einer Kapital-

gesellschaft von mind. 25 %

b) Bei Beteiligung an einer 

Kapitalgesellschaft mit 1 % & 

beruflich tätig

c) Auf Antrag, um Sparerfreibetrag 

oder Verlustvortrag zu 

berücksichtigen

d) Auf Antrag, wenn die tarifliche 

Steuer geringer als die Ab-

geltungsteuer ist

 Teileinkünfteverfahren 

(60% stpfl.)

IV. Steuern
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Immobilien Aktien

Werbungskosten

• Werbungskosten (Abschreibungen, 

Finanzierungskosten, etc.) können in voller Höhe 

abgezogen werden

• Werbungskosten können bei Anwendung 

der Abgeltungsteuer nicht abgezogen 

werden

• Ausnahmen: Bei der Option 

 Wenn Beteiligung mind. 25%

 Wenn Beteiligung mind. 1% & 

beruflich tätig

IV. Steuern
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Immobilien Aktien

Laufende Verluste

• Laufenden Verluste können mit Einkünften 

aus anderen Einkunftsarten verrechnet 

werden

• Laufenden Verluste sind nur bei Option zur 

Tarifbesteuerung und Ansatz von 

Werbungskosten denkbar. 

I.d.F. können die Verluste auch mit Einkünften 

aus anderen Einkunftsarten verrechnet 

werden

Veräußerungsverluste

• Verluste aus Verkauf innerhalb von 10 Jahren 

können nur mit gleichartigen Gewinnen 

verrechnet werden

• Verluste aus Aktienverkäufen können nur mit 

Gewinnen aus Aktienverkäufen verrechnet 

werden

IV. Steuern
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Immobilien Aktien

• Zufluss von Mieterträgen, aber auch laufende 

Aufwendungen

• Totalverlust ist unwahrscheinlich

aber Risiken durch Änderungen im Umfeld 

(Tankstelle, Flughafen, etc.) möglich

• Gegebenenfalls kein laufender Zufluss 

(Thesaurierung)

• Totalverlust ist möglich (Risiko abhängig von 

Investment)

V. Chancen 
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Immobilien Aktien

• Hohe Anschaffungskosten

 Diversifikation schwierig

• Veräußerung schwieriger

• Zinsfalle

• Mietausfallrisiko, Leerstand, Mietnomaden, 

Vandalismus, …

• Mietpreisbremse

• Abgaben- & Steuererhöhungen 

(aktuell Grundsteuererhöhung)

• Neue energetische Anforderungen

• Marktrisiko

• Zinsrisiko

• Währungskursrisiko

V. Risiken



VI. Vergleichsrechnung 

Was wurde aus einer Investition von 1 Millionen Euro 

in ETWs in Frankfurt vs. DAX Aktien 

seit März 2007?
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VI. Vergleichsrechnung -Immobilienpreisentwicklung 1 Jahr

Quelle: https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html

• Angebotspreise für Eigentumswohnungen im Bestand zeigen deutschlandweit anhaltenden

Wachstumstrend

• Preissteigerungen für Einfamilienhäuser im Bestand flachen ab, im Neubau leichter Preisrückgang

• Entwicklung der Wohnungsmieten im Bestand stagniert seit Anfang 2019

https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html
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VI. Vergleichsrechnung-Immobilienpreisentwicklung seit 2007

Quelle: https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html

https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html
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VI. Vergleichsrechnung-Immobilienpreisentwicklung Frankfurt

Quelle: https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html

• Angebotspreise für Eigentumswohnungen im Bestand stehen deutschlandweit bei 224,2

• In Frankfurt sogar bei 269,1!

https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html
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VI. Vergleichsrechnung DAX

Quelle: https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html

Dax holte zum 30.04.2020 wieder auf 10.861,64 Punkte auf

https://www.immobilienscout24.de/immobilienbewertung/ratgeber/immobilienindex/preisentwicklung-imx-2020.html
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VI. Vergleichsrechnung 31.03.2020

Nach aktueller Rechtslage sind Gewinne Aktienverkäufen bei Erwerb vor dem 01.01.2009 steuerfrei, 

danach 25% ESt

Nach aktueller Rechtslage sind Gewinne aus Verkauf von Immobilien >10 Jahren steuerfrei, <10 Jahre 

persönlicher Steuersatz

Wertentwicklung Immobilien (IMX Frankfurt):

Immobilienpreise März 2007: 100

Immobilienpreise März 2020: 269,1

269,1%

Verkaufspreis 2.691.000,00

Gewinn 1.691.000,00

Einkommensteuer (Spitzensteuersatz) -760.950,00

Gewinn nach Steuern 930.050,00

DAX im März 2007 6.900,00

DAX im 31.03.2020: 9.935,84

Wert 144%

Verkaufspreis 1.440.000,00

Gewinn 440.000,00

Einkommensteuer (Abgeltungssteuer) -110.000,00

Gewinn nach Steuern 330.000,00

Was wurde aus einer Investition von 1 Millionen 

Euro in ETWs in Frankfurt vs. DAX Aktien 

seit März 2007?

Laufende Erträge (Dividenden und Mieten) wurden nicht berücksichtigt!
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VI. Vergleichsrechnung vor 6 Monaten

Wann ?

Investition 

im März 2007

Wo ? DAX / ETWs in Frankfurt

DAX Oktober 2019 12.900

DAX März 2007 6.900

Anstieg 87,0%

Verkehrswert 1.869.565

Immobilienpreis Okt. 2019 246,9

Immobilienpreis März 2007 100,0

Anstieg 146,9%

Verkehrswert 2.469.000

Nach aktueller Rechtslage sind Gewinne Aktienverkäufen bei Erwerb vor dem 01.01.2009 

steuerfrei, danach 25% ESt

Nach aktueller Rechtslage sind Gewinne aus Verkauf von Immobilien >10 Jahren steuerfrei, <10 

Jahre persönlicher Steuersatz

Laufende Erträge (Dividenden und Mieten) wurden nicht berücksichtigt!



Entscheidend sind:

• Welche Gesamterträge werden während der Laufzeit erzielt?

• Kann Fremdkapital zur Finanzierung eingesetzt werden (Hebeleffekt?)

• In welchem Markt wird investiert und wie entwickelt sich der Markt?

• Anlagezeitraum?

• Kann der Exit steuerfrei erfolgen?

• Welchem Risiko ist der Anleger ausgesetzt?
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VI. Vergleichsrechnung



Immobilie versus Aktie 

Welche Anlageform die Richtige ist, 

hängt von der individuellen Betrachtung des Investors 

und dessen Zielen ab.
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Fazit
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